
 

  

S 3 U 1883/19

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Thüringen
Sozialgericht Sozialgericht Altenburg
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung 1.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze § 60 SGG, § 200 SGB VII,§ 84  SGB X, §118

SGG

Selbstentscheidung eines Richters über ein
Ablehnungsgesuch bzw. einen
Befangenheitsantrag – offensichtliche
Unzulässigkeit des Ablehnungsgesuchs- 
Verstoß gegen § 200 Abs. 2 SGB 7 –
Löschungsanspruch gem. § 84 SGB 10 –
Pflicht zur Belehrung über Widerspruchsrecht
und zur Benennung einer Auswahl an
Sachverständigen – Begriff des Gutachtens
-Sozialdatenschutz – Anspruch auf Entfernung
der schriftlichen Äußerung eines
Beratungsarztes aus den Verwaltungsakten –
Dritter i.S. von §§ 67 Abs. 6, Abs. 10, 76 SGB
10 – Fragerecht gegenüber dem
Sachverständigen – Darlegung des
Offenbleibens erläuterungsbedürftiger Punkte
–

1. Art 101 Abs. 1 Satz 2 GG lässt in dem Fall
eines gänzlich untauglichen oder
rechtsmissbräuchlichen Ablehnungsgesuchs
eine Entscheidung des abgelehnten Richters
selbst über das Gesuch zu. Dies liegt vor,
wenn ein Ablehnungsgesuch keinem anderen
Zweck als demjenigen diente, die abgelehnte
Terminverlegung zu erzwingen.

2. Unter den im Gesetz selber nicht
definierten Begriff des Gutachtens fällt nicht
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jedwede Äußerung oder Stellungnahme eines
medizinischen oder technischen
Sachverständigen zu einzelnen Aspekten des
Verfahrensgegenstandes, sondern nur die
umfassende wissenschaftliche Bearbeitung
einer im konkreten Fall relevanten fachlichen
Fragestellung durch den Sachverständigen.
Dagegen handelt es sich bei einer
beratungsärztlichen Stellungnahme nicht um
ein Beweismittel, sondern um eine
verwaltungsinterne Stellungnahme einer
sachkundigen Person im Rahmen eines
Verwaltungsverfahrens.

3. Ein Beratungsarzt, der mit der
Berufsgenossenschaft einen Dienst- und
Beratungsvertrag abgeschlossen hat, ist nicht
Dritter i.S. von §§ 67 Abs. 6, Abs. 10, 76 SGB
10.

4. Jeder Verfahrensbeteiligte hat
grundsätzlich – zur Gewährleistung des
rechtlichen Gehörs – ein Recht auf Befragung
eines Sachverständigen, der ein
(schriftliches) Gutachten erstattet hat (§§ 116
Satz 2, 118 Abs. 1 SGG i.V.m. §§ 397, 402, 
411 Abs. 4 ZPO; § 62 SGG). Sachdienlichkeit
im Sinne von § 116 Satz 2 SGG ist zu bejahen,
wenn sich die Fragen im Rahmen des
Beweisthemas halten und nicht abwegig oder
bereits eindeutig beantwortet sind.

Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 3 U 1883/19
Datum 20.07.2021

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 U 723/21
Datum 04.08.2022

3. Instanz

Datum -
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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Altenburg
vom 20. Juli 2021 wird zurÃ¼ckgewiesen. 

Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten. 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob als weitere Folge eines als Arbeitsunfall
anerkannten Unfallereignisses vom 11. Juli 2018 eine RotatorenmanschettenlÃ¤sion
und weitere Verletzungen der rechten Schulter anzuerkennen sowie
EntschÃ¤digungsleistungen durch die Beklagte zu erbringen sind. 

Am 11. Juli 2018 knickte der KlÃ¤ger beim Strohholen an einer Stufe abwÃ¤rts zur
Tenne plÃ¶tzlich um, hielt sich an einem Pfosten fest und konnte danach seinen
rechten Arm nicht mehr nach oben bewegen. Am selben Tag suchte er die M1
Notfallhilfe auf. Am 12. Juli 2018 stellte er sich in der Notfallambulanz der
OrthopÃ¤dischen Klinik des M2 A vor. Dort wurde ein subachromiales
Schmerzsyndrom bei RotatorenmanschettenlÃ¤sion der rechten Schulter
diagnostiziert. Am 1. August 2018 erfolgte eine kernspintomographische
Untersuchung der Schulter, welche eine hochgradige Om- und ACG-Arthrose der
Schulter zeigte bei bestehender Kapsel-Band-LÃ¤sion und kompletter Rupturen der
Supraspinatus- und Infraspinatussehne mit bereits deutlicher Atrophie des Musculus
infraspinatus. Deswegen erfolgte vom 5. bis 13. August 2018 in der
OrthopÃ¤dischen Klinik des M2 A eine stationÃ¤re Behandlung des KlÃ¤gers, und
zwar die Implantation einer inversen Schultertotalendoprothese. Ausweislich des
Operationsberichts vom 6. August 2018 wurde eine Omarthrose mit
Rotatorenmanschetteninsuffizienz rechts diagnostiziert. Die Beklagte holte eine
beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme des OrthopÃ¤den T ein. Dieser fÃ¼hrte in
seiner Stellungnahme vom 15. November 2018 aus, dass die Arthrose des
Schultergelenks eine schicksalhafte Erkrankung darstelle. 

Durch Bescheid vom 19. November 2018 erkannte die Beklagte das Ereignis vom
11. Juli 2018 als Arbeitsunfall mit der Folge einer Prellung der rechten Schulter an.
Anspruch auf Heilbehandlung wurde bis zum 17. Juli 2018 bejaht. Eine
EntschÃ¤digung fÃ¼r die seit dem 18. Juli 2018 Ã¤rztlich behandelten Beschwerden
im Bereich der rechten Schulter lehnte die Beklagte ab. Bei dem Arbeitsunfall sei es
nur zu einer Prellung der rechten Schulter gekommen. Die anschlieÃ�end
festgestellte Omarthrose rechts mit Rotatorenmanschetteninsuffizienz sei
vorbestehend gewesen. Hiergegen legte der KlÃ¤ger am 27. November 2018
Widerspruch ein. In seiner WiderspruchsbegrÃ¼ndung rÃ¼gte der KlÃ¤ger, dass
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unter Verletzung des Auswahlrechts nach Â§ 202 Abs. 2 des Siebten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB VII) ein Gutachten von Herrn T eingeholt worden sei. Mit
Schreiben vom 15. April 2019 verneinte die Beklagte das Vorliegen eines
LÃ¶schungsanspruchs hinsichtlich der beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme. Dieser
werde als Verwaltungshelfer tÃ¤tig und sei damit kein Dritter im Sinne von Art. 4 Nr.
10 DSGVO. Mit Schreiben vom 8. Januar 2019 schlug die Beklagte dem KlÃ¤ger drei
Gutachter zwecks Erstellung eines Zusammenhangsgutachtens vor. Auf Antrag des
KlÃ¤gers wurde L mit der Erstellung eines Gutachtens beauftragt. In seinem
Gutachten vom 8. September 2019 fÃ¼hrte L aus, dass die rechte Schulter des
Versicherten von einer relevanten Gewalteinwirkung erreicht worden sei. Dabei sei
von einer Zerrung und nicht, wie im Bescheid vom 19. November 2018 festgestellt,
von einer Prellung auszugehen. Der Unfallmechanismus sei prinzipiell geeignet, um
eine Rotatorenmanschettenverletzung hervorzurufen. Eine degenerative
RotatorenmanschettenlÃ¤sion und eine Omarthrose seien als Vorschaden
anzusehen. Das AusmaÃ� der Symptome sei als unfallbedingt frisch
einzuschÃ¤tzen. Es sei daher von einer richtungsgebenden Verschlimmerung einer
Schadensanlage auszugehen. Daraufhin beauftragte die Beklagte den
Unfallchirurgen O mit der Abgabe einer beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme.
Dieser fÃ¼hrte in seiner Stellungnahme vom 25. September 2019 aus, dass
strukturelle Verletzungen im Bereich der Schulter nicht nachzuweisen seien. Die
Diskussion Ã¼ber die richtungsgebende Verschlimmerung einer Schadensanlage
entspreche nicht dem Regelwerk der gesetzlichen Unfallversicherung. Die allein
unfallbedingt vorliegende Zerrung der Schulter erfordere keineswegs die
Implantation einer Schultergelenksprothese. Allein der bereits hochgradige
VerschleiÃ�schaden in der rechten Schulter habe die Notwendigkeit einer
Implantation einer Schultergelenkprothese begrÃ¼ndet. Unfallbedingte
ArbeitsunfÃ¤higkeit sei fÃ¼r bis zu drei Wochen anzuerkennen. 

Hierauf gestÃ¼tzt hat die Beklagte durch Widerspruchsbescheid vom 8. Oktober
2019 den Bescheid vom 19. November 2018 insoweit geÃ¤ndert, als es bei dem
Unfall vom 11. Juli 2018 zu einer Zerrung der rechten Schulter gekommen ist und
ein Anspruch auf Heilbehandlung bis 1. August 2018 besteht. Im Ã�brigen wurde
der Widerspruch zurÃ¼ckgewiesen. Die Kosten des Vorverfahrens wÃ¼rden zu 25
% erstattet. Ein Anspruch auf Entfernung der beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahmen
nach Â§ 84 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X) bestehe nicht. Der
Beratungsarzt sei als Verwaltungshelfer tÃ¤tig geworden.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger vor dem Sozialgericht Altenburg Klage erhoben. Im
Klageverfahren hat der KlÃ¤ger eine von ihm privat eingeholte Stellungnahme des
SachverstÃ¤ndigen L vom 18. November 2019 vorgelegt. Darin fÃ¼hrt dieser aus,
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dass mangels Erstbefundes das konkrete AusmaÃ� des Unfallschadens bzw. eine
schwerwiegende Verletzung fÃ¼r niemanden zu beweisen bzw. auszuschlieÃ�en
sei. Er habe im Gutachten zum Ausdruck bringen wollen, dass trotz der nicht
unbestreitbaren VorschÃ¤digung der jetzige Gesundheitsschaden ohne das
Unfallereignis nicht denkbar wÃ¤re. Das Sozialgericht hat den OrthopÃ¤den und
Unfallchirurgen D durch Beweisanordnung vom 18. Februar 2020 mit der Erstellung
eines Zusammenhangsgutachtens beauftragt. D hat am 30. MÃ¤rz 2020 in Leipzig
eine ambulante Untersuchung des KlÃ¤gers vorgenommen. Mit Schriftsatz vom 3.
April 2020 hat der KlÃ¤ger den SachverstÃ¤ndigen wegen Besorgnis der
Befangenheit abgelehnt. Diesen Antrag hat das Sozialgericht Altenburg durch
Beschluss vom 22. Juli 2020 abgelehnt (Az.: S 3 SF 97/20 AB). Den gegen den
damaligen Vorsitzenden der 3. Kammer gerichteten Befangenheitsantrag hat das
Gericht durch Beschluss vom 11. Dezember 2020 zurÃ¼ckgewiesen (Az.: S 23 SF
102/20 AB).Â Daraufhin hat die nunmehr zustÃ¤ndige Vorsitzende der 3. Kammer
des Sozialgerichts Altenburg mit Schreiben vom 8. Februar 2021 D gebeten, das
Gutachten fertigzustellen und dem Gericht zu Ã¼bersenden. In seinem
Zusammenhangsgutachten vom 15. Februar 2021 fÃ¼hrt D aus, dass eine frische
Zusammenhangstrennung der schulterstabilisierenden Muskulatur des rechten
Schultergelenks in den vorliegenden Befunden nicht erkannt werden kÃ¶nne. Der
Unfallhergang â�� das ReiÃ�en des rechten Armes nach hinten oben â�� kÃ¶nne
durchaus zu einer SchÃ¤digung der schulterstabilisierenden Muskulatur gefÃ¼hrt
haben. Eine solche mÃ¼sse jedoch zwingend bildtechnisch oder intraoperativ
nachgewiesen werden. Dies gelinge vorliegend nicht. Der ca. drei Wochen spÃ¤ter
erstellte MRT-Befund zeige eine erhebliche VerkÃ¼mmerung der Supra- und
Infraspinatusmuskulatur. Es sei ein Grad IV der Degenerationen nach Goutallier
festzustellen. Eine gedachte Hilfslinie zwischen den knÃ¶chernen VorsprÃ¼ngen
des Schulterblattes werde durch die Supraspinatusmuskulatur nicht Ã¼berwunden.
Auch dies sei Zeichen einer sehr lang zurÃ¼ckliegenden KontinuitÃ¤tstrennung der
Supra-, aber auch der Infraspinatussehne. Innerhalb von drei Wochen zwischen dem
angeschuldigten Ereignis vom 11. Juli 2018 und der MRT-Bildgebung am 1. August
2018 sei eine solche VerkÃ¼mmerung der Muskulatur nicht mÃ¶glich, da diese
Ã¼ber mehrere Monate vonstattengehe. Der in der MRT-Bildgebung nachgewiesene
Hochstand des Oberarmkopfes kÃ¶nne ebenfalls nicht innerhalb von drei Wochen
unfallbedingt entstehen. Alle festgestellten massiven degenerativen
VerÃ¤nderungen benÃ¶tigten einen Ã¼ber Monate bis Jahre andauernden
Entstehungsprozess. Zeichen einer knÃ¶chernen Begleitverletzung an der frischen
Rotatorenmanschettenruptur seien ebenfalls nicht sichtbar. Sichtbar sei jedoch eine
deutliche Schulterhaupt- und Schultereckgelenkarthrose. Auch die intraoperativen
Beschreibungen sprÃ¤chen dafÃ¼r, dass es sich um keinen frischen
Rotatorenmanschettenschaden handeln kÃ¶nne. Bei dem angeschuldigten Ereignis
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sei es ausschlieÃ�lich zu einer Zerrung des rechten Schultergelenks gekommen. Die
Schulterhaupt- und Schultereckgelenkarthrose seien als unfallunabhÃ¤ngig
einzustufen. 

Durch Urteil vom 20. Juli 2021 hat das Sozialgericht Altenburg die Klage
abgewiesen. Ein kausaler Zusammenhang zwischen dem Unfallereignis vom 11. Juli
2018 und den SchÃ¤den im Bereich der rechten Schulter des KlÃ¤gers seien nicht
hinreichend wahrscheinlich. Das Ablehnungsgesuch gegen die Kammervorsitzende
vom 6. Juli 2021 sei rechtsmissbrÃ¤uchlich. Die auf Zahlung von Verletztengeld
gerichtete Klage sei bereits unzulÃ¤ssig. Konkrete EntschÃ¤digungsleistungen seien
bislang durch die Beklagte im Verwaltungsverfahren nicht geprÃ¼ft worden. Der
Bescheid vom 19. November 2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
8. Oktober 2019 sei rechtmÃ¤Ã�ig und verletze den KlÃ¤ger nicht in seinen
Rechten. Es kÃ¶nne nicht festgestellt werden, dass das Ereignis vom 11. Juli 2018
mit hinreichender Wahrscheinlichkeit Ã¼ber die anerkannte Zerrung der rechten
Schulter hinaus weitere Verletzungen verursacht habe. Dies ergebe sich aus dem
Gutachten des D vom 15. Februar 2021 sowie den beratungsÃ¤rztlichen
Stellungnahmen der Dres. T und O. Der SachverstÃ¤ndige D gehe zwar von einem
grundsÃ¤tzlich geeigneten Unfallmechanismus aus, jedoch lege er im Einzelnen dar,
dass die vorliegenden KontinuitÃ¤tstrennungen der Supra- und Infraspinatussehne
sehr lange zurÃ¼ckliegen mÃ¼ssten. Aus dem MRT-Befund ergÃ¤ben sich eine
Omarthrose, umformende VerÃ¤nderungen des Acromions und des
Schultereckgelenks und ein Hochstand des Oberarmkopfes sowie eine Retraktion
der Sehnen nebst fettigem Umbau der Muskulatur. Ein Grad IV der Degeneration
nach Goutallier sei festzustellen. Innerhalb von drei Wochen zwischen dem Ereignis
vom 11. Juli 2018 und dem MRT-Befund vom 1. August 2018 hÃ¤tten solche
degenerativen VerÃ¤nderungen nicht entstehen kÃ¶nnen. Diese benÃ¶tigten einen
erheblich lÃ¤ngeren Zeitraum. Zeichen einer knÃ¶chernen Begleitverletzung seien
nicht zu sichern. Auch der intraoperative Befund spreche gegen eine frische
traumatische RotatorenmanschettenlÃ¤sion. Nicht zu folgen sei den
AusfÃ¼hrungen von L in seinem Gutachten vom 8. September 2019. Soweit er von
einer Verschlimmerung einer Schadensanlage ausgehe, verkenne er den
Unterschied in der Beurteilung des Kausalzusammenhangs von Schadensanlagen
bzw. VorschÃ¤den. Im Ã�brigen gehe auch er von erheblichen degenerativen
VerÃ¤nderungen aus. Das Gutachten von D sei verwertbar. Dem stehe nicht
entgegen, dass zwischen der Untersuchung am 30. MÃ¤rz 2020 und der Erstellung
des Gutachtens am 15.Â Februar 2021 10,5 Monate verstrichen seien. Die
Beurteilung der Zusammenhangsfrage sei wesentlich auf der Grundlage der
beigezogenen Unterlagen und der Aufnahmen bildgebender Befunde erfolgt. Soweit
der KlÃ¤ger rÃ¼ge, dass er wÃ¤hrend der Corona-Pandemie untersucht worden sei,
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sei bereits nicht ersichtlich, gegen welche konkrete Vorschrift verstoÃ�en worden
sei. Die beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahmen von T und O unterlÃ¤gen keinem
Verwertungsverbot. Ein VerstoÃ� gegen Â§ 200 Abs. 2 SGB VII liege nicht vor. Es
handele sich um beratungsÃ¤rztliche Stellungnahmen und nicht um Gutachten. Zur
Abgrenzung eines Gutachtens von einer beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme sei
auf eine Kombination Ã¤uÃ�erer und innerer Faktoren abzustellen. Weder habe die
Beklagte ein Gutachten in Auftrag gegeben, die Ã�rzte seien vielmehr als
BeratungsÃ¤rzte angeschrieben worden, noch hÃ¤tten T und O ein solches
vorgelegt. Sie hÃ¤tten sich ausschlieÃ�lich auf die Auswertung des Akteninhalts
beschrÃ¤nkt. Der Antrag nach Â§ 106 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG), ein
weiteres Gutachten von M3 einzuholen, sei abzulehnen gewesen. Aufgrund der
vorliegenden Gutachten und Befunde sei eine weitere Beweiserhebung nicht
veranlasst. 

Mit der Berufung verfolgt der KlÃ¤ger sein Begehren weiter. Mit DurchfÃ¼hrung der
mÃ¼ndlichen Verhandlung am 20. Juli 2021 sei dem KlÃ¤ger der gesetzliche Richter
entzogen worden. Gesetzlicher Richter sei der Direktor des Sozialgerichts Altenburg
F gewesen. Die Kammervorsitzende habe nicht selbst Ã¼ber den gegen sie
gerichteten Befangenheitsantrag entscheiden dÃ¼rfen. Sowohl das Protokoll als
auch das Urteil selbst enthielten erhebliche Falschdarstellungen. Es liege eine
Verletzung des rechtlichen GehÃ¶rs vor, da verschiedene Schreiben des KlÃ¤gers
nicht zur Kenntnis genommen worden seien. Das Gutachten des D sei
unvollstÃ¤ndig Ã¼bersandt worden. Im Protokoll fehle ein vom
ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers gestellter Antrag auf FensterschlieÃ�ung.
Das Gutachten von D sei nicht verwertbar, weil es am 30. MÃ¤rz 2020 unzulÃ¤ssig
gewesen sei, den KlÃ¤ger zu einer ambulanten Untersuchung einzubestellen. Die
SachverhaltsaufklÃ¤rung durch das Sozialgericht sei unzureichend. T habe der MRT-
Befund vom 1. August 2018 nicht vorgelegen. DarÃ¼ber hinaus unterlÃ¤ge das
Gutachten des T und auch das des O einem Beweisverwertungsverbot. Nach
Entscheidungen des Bundessozialgerichts seien daher die Stellungnahmen aus der
Verwaltungsakte zu entfernen. Das Gutachten von L sei hingegen Ã¼berzeugend.
Dieser gehe von einer richtungsgebenden Verschlimmerung einer Schadensanlage
aus. Das Verfahren sei nach Â§ 114 SGG bis zu einer Entscheidung des
Bundesbeauftragten fÃ¼r den Datenschutz Ã¼ber die BeschwerdeÂ des KlÃ¤gers
gegen Mitteilung der medizinischen Daten des KlÃ¤gers an die BeratungsÃ¤rzte T
und O auszusetzen. Der Bundesbeauftragte fÃ¼r den Datenschutz kontrolliere die
VerwaltungstÃ¤tigkeit der Beklagten. Die fÃ¼r eine traumatische
Rotatorenmanschettenruptur erforderliche unnatÃ¼rliche Zugbeanspruchung der
Sehne liege beim KlÃ¤ger vor, denn er habe einen Sturz durch Verdrehen des
Armes nach oben verhindert. An der rechten Schulter des KlÃ¤gers hÃ¤tten bis zum
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Ereignis keine Beschwerden bestanden.

Der KlÃ¤ger beantragt, 

das Urteil des Sozialgerichts Altenburg vom 20. Juli 2021 aufzuheben sowie den
Bescheid der Beklagten vom 19. November 2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 8. Oktober 2019 abzuÃ¤ndern und als weitere Folge
des Unfallereignisses vom 11. Juli 2018 Verletzungen im Bereich der rechten
Schulter festzustellen und die Beklagte zu verurteilen, Verletztengeld zu zahlen und
die Beklagte zu verurteilen, die beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahmen von T vom
15. November 2018Â und O vom 25. September 2019 aus der Verwaltungsakte zu
entfernen,

hilfsweise das Verfahren nach Â§ 114 SGG bis zu einer Entscheidung des
Bundesbeauftragten fÃ¼r den Datenschutz Ã¼ber die BeschwerdeÂ des KlÃ¤gers
gegen Mitteilung der medizinischen Daten des KlÃ¤gers an die BeratungsÃ¤rzte T
und O auszusetzen,

hilfsweise zum Beweis der Tatsache, dass die SchÃ¤digung der rechten Schulter
eine Folge des Unfalls des KlÃ¤gers vom 11. Juli 2018 sei, ein Gutachten nach Â§
106 SGG von M3 aus B einzuholen,

hilfsweise D zu laden zwecks Beantwortung der im Schriftsatz vom 3. August 2022
gestellten Frage.Â  

Die Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen. 

Sie bezieht sich auf die AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts in dem angegriffenen
Urteil. 

Der Senat hat eine amtliche Auskunft der Verwaltung des ThÃ¼ringer
Landessozialgerichts beigezogen, nach der Herr Direktor des Sozialgerichts F am 1.
Februar 2021 in den Ruhestand getreten ist. Des Weiteren wurde der
Beratungsarztvertrag zwischen dem IMB K und der Beklagten beigezogen. 

Der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers hat nach Eingang der Ladung zur
mÃ¼ndlichen Verhandlung mit Schriftsatz vom 19. Juli 2022 Terminsaufhebung
beantragt, da die Entscheidung Ã¼ber die Beschwerde des KlÃ¤gers beim
Bundesbeauftragten fÃ¼r den Datenschutz wegen Vorgreiflichkeit abzuwarten
sei.Â Auf die ZurÃ¼ckweisung des Antrags auf Verlegung des Termins durch

                             8 / 17

https://dejure.org/gesetze/SGG/114.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/106.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/106.html


 

VerfÃ¼gung des Vorsitzenden vom 20. Juli 2022 beantragte der
ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers mit Schriftsatz vom 28. Juli 2022
Terminsverlegung unter Hinweis auf Â§ 227 Abs. 3 S. 1 der Zivilprozessordnung
(ZPO) wegen Urlaubszeit. Diesen Terminsverlegungsantrag lehnte der Vorsitzende
unter Hinweis darauf, dass Â§ 227 Abs. 3 S. 1 ZPO nach Â§ 110 Abs. 3 SGG keine
Anwendung finde, ab. Hiergegen legte derÂ ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers
am 1. August 2022 sofortige Beschwerde ein und wiederholte die vorgebrachten
GrÃ¼nde fÃ¼r eine Verlegung. Der Vorsitzende wies mit VerfÃ¼gung vom 2.
August 2022 darauf hin, dass nach Â§Â§ 202 SGG, 227 Abs. 4 S. 3 ZPO die
Entscheidung Ã¼ber einen Verlegungsantrag unanfechtbar sei. Der erneute Antrag
auf Terminsverlegung werde abgelehnt. Dem KlÃ¤ger stehe es frei, am Termin
teilzunehmen, auch wenn kein persÃ¶nliches Erscheinen angeordnet worden sei.
Durch Schriftsatz vom 3. August 2022 lehnte der ProzessbevollmÃ¤chtigte des
KlÃ¤gers den Senatsvorsitzenden wegen der Besorgnis der Befangenheit ab. Wegen
Schienenersatzverkehr sei ein pÃ¼nktliches Erscheinen zum Termin nicht
garantiert. Der Vorsitzende wolle â��mit aller Macht den Termin durchziehenâ��.
Durch Fax vom gleichen Tage wurde der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers
darauf hingewiesen, dass Ã¼ber die AntrÃ¤ge zu Beginn bzw. in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung entschieden werde.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakte und den beigezogenen Verwaltungsvorgang Bezug genommen. 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig, hat in der Sache jedoch keinen Erfolg (Â§Â§
143, 151 SGG).

Der Senat konnte ungeachtet des Ablehnungsgesuchs gegen seinen Vorsitzenden
unter dessen Mitwirkung verhandeln und entscheiden. Abweichend von Â§ 60 Abs. 1
SGG i. V. m. Â§ 45 Abs. 2 ZPO darf der abgelehnte Richter selbst Ã¼ber ein
missbrÃ¤uchliches oder sonst offensichtlich unzulÃ¤ssiges Ablehnungsgesuch
mitentscheiden (Keller in Meyer-Ladewig u.a., SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 60 Rn. 10d);
in solchen FÃ¤llen bedarf es keiner vorherigen gesonderten Entscheidung Ã¼ber
das Ablehnungsgesuch (vgl. Bundessozialgericht , Beschluss vom 21. September
2017 â�� BÂ 14 AS 4/17 B â�� Rn. 9). Das am 3. August 2022 und damit nur einen
Tag vor der mÃ¼ndlichen Verhandlung gegen den Senatsvorsitzenden angebrachte
Ablehnungsgesuch ist rechtsmissbrÃ¤uchlich, weil damit offensichtlich nicht bewirkt
werden soll, einen Richter vom Verfahren auszuschlieÃ�en, sondern eine (mehrfach
abgelehnte) Vertagung zu erreichen. Rechtsmissbrauch liegt dann vor, wenn die
Verweigerung einer Terminverlegung zum Anlass genommen wird, durch
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Anbringung eines auf diese Verweigerung gestÃ¼tzten Ablehnungsgesuchs â��
gewissermaÃ�en in letzter Minute â�� eine Terminverlegung doch noch zu
erzwingen (vgl. BSG, Beschluss vom 19. August 2021 â�� B 11 AL 39/21 B â��, juris,
BSG, Beschluss vom 20. April 2021 â�� B 5 R 18/21 B â��, juris, BVerfG, Beschluss
vom 20. Juli 2021 â�� 2 BvE 4/20 â��, juris). Der KlÃ¤ger trÃ¤gt zur BegrÃ¼ndung
seines Befangenheitsantrages nur vor, der Vorsitzende habe eine Terminverlegung
abgelehnt und wolle â��mit aller Macht den Termin durchziehenâ��. Damit legt er
weder hinreichend eine â��WillkÃ¼râ�� dar, noch zeigt er auf, dass das
Ablehnungsgesuch einem anderen Zweck als demjenigen diente, die abgelehnte
Terminverlegung zu erzwingen. Eine solche Vorgehensweise, die â��nurâ�� als
â��Notbremseâ�� benutzt werden soll, ist von der Rechtsordnung nicht gedeckt. 

In der Sache selbst ist zunÃ¤chst darauf hinzuweisen, dass aufgrund der geltend
gemachten Verfahrensfehler eine ZurÃ¼ckverweisung nach Â§ 159 Abs. 1 Nr. 2
SGG zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das SG ausscheidet. Nach Â§
159 Abs. 1 Nr. 2 SGG kann das Landessozialgericht durch Urteil die angefochtene
Entscheidung des Sozialgerichts aufheben und die Sache an das Gericht
zurÃ¼ckverweisen, wenn das Verfahren an einem wesentlichen Mangel leidet und
aufgrund dieses Mangels eine umfangreiche und aufwÃ¤ndige Beweisaufnahme
notwendig ist. Verfahrensmangel ist ein VerstoÃ� gegen eine das Gerichtsverfahren
regelnde Vorschrift. Wesentlich ist der Mangel, wenn die Entscheidung des
Sozialgerichts auf ihm beruhen kann (vgl. Keller in Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13. Auflage 2020, Â§ 159 Rn. 3a). Dabei ist
(nur) auf die Rechtsauffassung des SG abzustellen. Eine ZurÃ¼ckverweisungÂ an
das Sozialgericht scheidet unabhÃ¤ngig vom Vorliegen von Verfahrensfehlern
bereits deshalb aus, da eine umfassende und aufwÃ¤ndige Beweisaufnahme zur
Entscheidungsfindung nicht erforderlich ist, sondern diese auf der Grundlage der
Akten durch den Senat erfolgen kann. Seit der ab dem 1. Januar 2012 geltenden
Gesetzesfassung ist eine ZurÃ¼ckverweisung nach Â§ 159 Abs. 1 Nr. 2 SGG bei
einer Entscheidung des Sozialgerichts in der Sache nur noch mÃ¶glich, wenn
aufgrund des Verfahrensmangels eine umfassende und aufwÃ¤ndige
Beweisaufnahme notwendig ist.

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Feststellung weiterer GesundheitsschÃ¤den
im Bereich der rechten Schulter als Folge des Unfallereignisses vom 11. Juli 2018
bzw. auf Entfernung der beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahmen aus der Akte. Der
Bescheid der Beklagten vom 19. November 2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 8. Oktober 2019 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten (Â§ 54 SGG).

Richtige Klageart fÃ¼r die Feststellung weiterer Unfallfolgen ist die kombinierte
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Anfechtungs- und Feststellungsklage nach Â§ 54 Abs. 1 SGG und Â§ 55 Abs. 1, 3
SGG. 

Im Recht der gesetzlichen Unfallversicherung gibt es unterschiedliche
Beweisanforderungen. FÃ¼r die Ã¤uÃ�erlich fassbaren und feststellbaren
Voraussetzungen â��versicherte TÃ¤tigkeitâ��, â��Verrichtung zur Zeit des
Unfallereignissesâ��, â��Unfallereignisâ�� und â��Gesundheitsschadenâ�� wird
eine an Sicherheit grenzende Wahrscheinlichkeit gefordert, die vorliegt, wenn kein
vernÃ¼nftiger die LebensverhÃ¤ltnisse klar Ã¼berschauender Mensch noch
zweifelt (Vollbeweis). Vermutungen, Annahmen, Hypothesen und sonstige
Unterstellungen reichen daher ebenso wenig aus wie eine (mÃ¶glicherweise hohe)
Wahrscheinlichkeit. Hinreichende Wahrscheinlichkeit wird von der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung fÃ¼r die Beurteilung des ursÃ¤chlichen Zusammenhangs zwischen
Unfallereignis und Gesundheitserstschaden (haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t)
sowie dem Gesundheitserstschaden und der Unfallfolge im Sinne eines lÃ¤nger
andauernden Gesundheitsschadens (haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t) fÃ¼r
ausreichend erachtet (vgl. BSG, Urteil vom 20. MÃ¤rz 2007 â�� B 2 U 27/06 R,
zitiert nach juris). Hinreichende Wahrscheinlichkeit liegt vor, wenn bei
vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung aller UmstÃ¤nde diejenigen so stark Ã¼berwiegen, die
fÃ¼r den Ursachenzusammenhang sprechen, dass darauf eine richterliche
Ã�berzeugung gegrÃ¼ndet werden kann (vgl. BSG, Urteil vom 31. Januar 2012 â��
B 2 U 2/11 R, BSG, Urteil vom 9. Mai 2006 â�� B 2 U 1/05 R, beide zitiert nach juris).

Ausgehend hiervon steht zur Ã�berzeugung des Senats fest, dass die Rupturen bzw.
sonstige Verletzungen im Bereich der rechten Schulter nicht als weitere Unfallfolge
aus dem Ereignis vom 11. Juli 2018 festgestellt werden kÃ¶nnen. 

Hinsichtlich der Entstehung einer Rotatorenmanschettenruptur ist zu
berÃ¼cksichtigen, dass sich im Bereich der Schulter das Schulterhauptgelenk und
das wenig bewegliche Schultereckgelenk befinden. Das Schulterhauptgelenk wird
von dem Oberarmkopf und der relativ kleinen Schulterpfanne gebildet. Um den
Oberarmkopf fest in der Pfanne zu verankern, gibt es eine Vielzahl von Muskeln
zwischen Schulterblatt und Oberarm. Die Summe der Muskeln, die den Oberarmkopf
im Bereich der Schulterpfanne zentrieren, nennt man zusammengefasst
Rotatorenmanschette. Dazu gehÃ¶rt unter anderem der Musculus supraspinatus.
Gesichert ist, dass diese Muskeln und Sehnen erheblichen degenerativen
VerÃ¤nderungen unterliegen. Jenseits des 50. Lebensjahres sind degenerative
VerÃ¤nderungen der Rotatorenmanschette sehr hÃ¤ufig anzutreffen (Mehrhoff u.a.,
Unfallbegutachtung, 14. Auflage 2019, Seite 293). Derartige SehnenschÃ¤den
werden hÃ¤ufig zum Beispiel durch ein Engpasssyndrom verursacht. Ist eine
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Rotatorenmanschettenruptur hingegen traumatisch bedingt, sind nur bestimmte
Verletzungsmechanismen geeignet, eine solche zu verursachen. Nicht geeignet sind
eine direkte Krafteinwirkung auf die Schulter, wie bei einem Sturz, Schlag oder
Prellung oder ein Sturz auf den ausgestreckten Arm
(SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Unfallbegutachtung, 9. Auflage 2017, S. 433 ff.).

Vorliegend geht zwar der SachverstÃ¤ndige D von einem grundsÃ¤tzlich geeigneten
Unfallmechanismus aus. Dennoch bestehen durchgreifende Zweifel am Vorliegen
einer traumatischen Rotatorenmanschettenruptur. Diese begrÃ¼nden sich in den
zuerst erhobenen medizinischen, insbesondere den bildgebenden Befunden, dem
Operationsbericht und dem histologischen Befund. D legt in seinem Gutachten vom
15. Februar 2021 im Einzelnen dar, dass die vorliegenden KontinuitÃ¤tstrennungen
der Supra- aber auch der Infraspinatussehne sehr lange zurÃ¼ckliegen mÃ¼ssen.
Dies begrÃ¼ndet er nachvollziehbar damit, dass der MRT-Befund vom 1. August
2018 bereits eine hochgradigeÂ Omarthrose, umformende VerÃ¤nderungen des
Acromions und des Schultereckgelenks und einen Hochstand des Oberarmkopfes
sowie eine Retraktion der Sehnen nebst fettigem Umbau der Muskulatur aufzeigt.
Ein Grad IV der Degeneration nach Goutallier ist festzustellen. Innerhalb von drei
Wochen zwischen dem Ereignis vom 11. Juli 2018 und dem MRT-Befund vom 1.
August 2018 kÃ¶nnen solche degenerativen VerÃ¤nderungen nicht entstehen.
Diese benÃ¶tigen einen erheblich lÃ¤ngeren Zeitraum. Zeichen einer knÃ¶chernen
Begleitverletzung fanden sich nicht. Auch der intraoperative Befund spricht gegen
eine frische traumatische Rotatorenmanschettenverletzung, in dem er die
bildgebenden Befunde untermauert. Den AusfÃ¼hrungen von L in seinem
Gutachten vom 8. September 2019 kann nichts fÃ¼r eine traumatische
Rotatorenverletzung entnommen werden. Soweit er von einer Verschlimmerung
einer Schadensanlage ausgeht, verkennt er den Unterschied in der Beurteilung des
Kausalzusammenhangs von Schadensanlagen bzw. VorschÃ¤den. Im Ã�brigen
beschreibt auch L in seinem Gutachten erhebliche degenerative VerÃ¤nderungen.
Auch er deutet den MRT-Befund vom 1. August 2018 so, dass von einer
hochgradigen RotatorenmanschettenlÃ¤sion und einer Omarthrose schon vor dem
Unfall auszugehen ist. 

Das Gutachten von D ist verwertbar. Dem steht nicht entgegen, dass zwischen der
Untersuchung am 30. MÃ¤rz 2020 und der Erstellung des Gutachtens am 15.
Februar 2021 10,5 Monate verstrichen sind. Anders als bei einem psychiatrischen
Gutachten, wo es entscheidend darauf ankommt, dass der Gutachter sich nicht nur
einen persÃ¶nlichen Eindruck vom Betroffenen in einer angemessenen
Untersuchungszeit verschafft, sondern diesen auch entsprechend zeitnah fÃ¼r die
Beteiligten und das Gericht darlegt, gelten diese GrundsÃ¤tze fÃ¼r eine
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Zusammenhangsbeurteilung auf unfallchirurgischem Fachgebiet nicht. Denn die
Beurteilung der Zusammenhangsfrage beruht wesentlich auf der Grundlage der
beigezogenen medizinischen Unterlagen, zum Beispiel der bildgebenden Befunde. 

Aus den bildgebenden Befunden und dem Operationsbericht ergeben sichÂ
durchgreifende Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass im Bereich der rechten Schulter des
KlÃ¤gers bereits vor dem Ereignis vom 11. Juli 2018 erhebliche degenerative
VerÃ¤nderungen stattgefunden haben. Diese haben letztlich zur Notwendigkeit der
Implantation einer Schultereckgelenksprothese gefÃ¼hrt. Daher ist es dem Senat
nicht mÃ¶glich, sich davon zu Ã¼berzeugen, dass weitere GesundheitsschÃ¤den im
Bereich der rechten Schulter mit hinreichender Wahrscheinlichkeit auf das
Unfallereignis zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen.

Bei dieser Sachlage scheidet ein Anspruch auf Verletztengeld ersichtlich aus.

Des Weiteren wird der KlÃ¤ger durch die Ablehnung der Herausnahme der
beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahmen von T und O aus der Verwaltungsakte der
Beklagten nicht in seinen Rechten verletzt. Auch insoweit sind die angegriffenen
Bescheide rechtmÃ¤Ã�ig. Rechtsgrundlage fÃ¼r das Begehren des KlÃ¤gers ist Art.
17 DSGVO i. V. m. Â§ 84 SGB X, wonach Sozialdaten (vgl. dazu Â§ 65 Abs. 1 SGB X)
â�� wozu auch Gutachten und Ã¤rztliche Stellungnahmen Ã¼ber einen am
Verwaltungsverfahren Beteiligten bzw. Teile hieraus gehÃ¶ren â�� zu lÃ¶schen
sind, wenn ihre Speicherung unzulÃ¤ssig ist. Die â��Speicherungâ�� der
beratungsÃ¤rztlichen StellungnahmenÂ war zulÃ¤ssig. Die Beklagte hat nach den
MaÃ�stÃ¤ben des Sozialdatenschutzes zulÃ¤ssig gehandelt (Â§ 67c Abs. 1 Satz 1
und Abs. 2 Satz 1 SGB X), als sie die beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahmen des T
und OÂ zur ErfÃ¼llung ihrer Aufgaben in die Verwaltungsakte einfÃ¼gte. Denn sie
hatte auf Antrag des KlÃ¤gers Ã¼ber das Bestehen eines Anspruchs auf
Feststellung weiterer Unfallfolgen zu entscheiden (vgl. auch BSG vom 20. Juli 2010
â�� B 2 U 17/09 R). 

Der vom KlÃ¤ger gerÃ¼gte VerstoÃ� gegen Â§ 200 Abs. 2 SGB VII besteht nicht.
GemÃ¤Ã� Â§ 200 Abs. 2 SGB VII soll vor Erteilung eines Gutachtensauftrages der
UnfallversicherungstrÃ¤ger dem Versicherten mehrere Gutachter zur Auswahl
benennen; der Betroffene ist auÃ�erdem auf sein Widerspruchsrecht nach Â§ 76
Abs. 2 SGB X hinzuweisen und Ã¼ber den Zweck des Gutachtens zu informieren.
Aufgabe des SachverstÃ¤ndigen ist es, seine besondere Sachkunde zur VerfÃ¼gung
zu stellen, aus Tatsachen konkrete Schlussfolgerungen zu ziehen, Kenntnis von
ErfahrungssÃ¤tzen zu vermitteln oder mit besonderem Fachwissen Tatsachen
festzustellen (Wagner a.a.O.; Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt,
SGG, 13. Auflage, Â§ 118 Rn. 11a ff.). Dagegen handelt es sich bei einer
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beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme nicht um ein Beweismittel, sondern um eine
verwaltungsinterne Stellungnahme einer sachkundigen Person im Rahmen eines
Verwaltungsverfahrens.

T und O standen in einer besonderen Rechtsbeziehung zur Beklagten, so dass sie
als Teil des UnfallversicherungstrÃ¤gers tÃ¤tig geworden sind.Â Entscheidend ist
die Ausgestaltung der Rechtsbeziehung zu ihnen, sodass zum Beispiel der
Abschluss entsprechender Dienst- oder BeratungsvertrÃ¤ge hÃ¶herer Art mit sog.
BeratungsÃ¤rzten mÃ¶glich ist, die dann als Teil des UnfallversicherungstrÃ¤gers
tÃ¤tig werden. Liegt eine solche Rechtsbeziehung vor, ist der Arzt kein Dritter oder
eine andere Stelle i.S.d. Â§ 67 Abs. 6, 10 SGB X. Vorliegend waren T und OÂ der
Beklagten mit einem Vertrag verbunden, der sie zur Erbringung
beratungsÃ¤rztlicher Leistungen verpflichtet. Gegenstand des Vertrages ist die
Beratung der Sachbearbeitung bei der Beurteilung von medizinischen
Fragestellungen, insbesondere Fragen des Kausalzusammenhangs und die
Erstellung schriftlicher Stellungnahmen zu medizinischen Fragen im Widerspruchs-
und Gerichtsverfahren. Auf dieser Grundlage bestand zwischen der Beklagten und T
und O eine besondere Rechtsbeziehung, die diese in die Verwaltungsorganisation
und den Verwaltungsablauf einbezogen, mithin zum Teil der Beklagten gemacht
hat. Daher handelt sich bei der Weitergabe von Daten an diese internen
â��Beraterâ�� um keine Ã�bermittlung von Daten an einen Dritten bzw. eine
andere Stelle auÃ�erhalb des UnfallversicherungstrÃ¤gers i.S. des Â§ 67 Abs. 6, 10
SGB X. T und O waren ihrerÂ Stellung nach keine externen Gutachter. Sie standen
in AusÃ¼bung ihrer beratungsÃ¤rztlichen Dienste vielmehr einem Arbeitnehmer
bzw. Beamten im Dienste der Beklagten gleich; sie unterliegen denselben
Dienstverpflichtungen, denselben Dienstobliegenheiten und auch denselben
rechtlichen Konsequenzen bei VerstÃ¶Ã�en hiergegen. Sind die BeratungsÃ¤rzte
aber nicht Dritte, die im Auftrag der Verwaltung Daten verarbeiten, sondern Teil der
Beklagten und mithin organisatorisch der Verwaltung zuzurechnen, so greift weder
Â§ 200 Abs. 2 SGB VII noch Â§ 80 SGB X. 

Auch in der Sache selbst haben die BeratungsÃ¤rzte kein Gutachten im Rechtssinne
erstellt. Die Verpflichtungen des Â§ 200 Abs. 2 SGB VII bestehen nur, wenn es sich
bei der Ã¤rztlichen Stellungnahme zunÃ¤chst um ein Gutachten, nicht jedoch, wenn
es sich um eine sog. beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme handelt. Das Gesetz selbst
sieht sowohl in Â§ 200 Abs. 2 SGB VII als auch in anderen Gesetzen von einer
Definition des Gutachtensbegriffs ab. Nach der Rechtsprechung (BSG, Urteil vom
11. April 2013 â�� B 2 U 34/11 R, juris, Rn. 26 m.w.N.) ist dem allgemeinen
SprachverstÃ¤ndnis folgend unter einem Gutachten nicht jedwede Ã�uÃ�erung oder
Stellungnahme eines medizinischen oder technischen SachverstÃ¤ndigen zu
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einzelnen Aspekten des Verfahrensgegenstandes zu verstehen, sondern nur die
umfassende wissenschaftliche Bearbeitung einer im konkreten Fall relevanten
fachlichen Fragestellung durch den SachverstÃ¤ndigen. Bei einer schriftlichenÂ
Ã�uÃ�erungÂ einesÂ Arztes,Â dieÂ sichÂ Â imÂ Wesentlichen mit einem
eingeholten (Vor-)gutachten auseinandersetzt, insbesondere im Hinblick auf dessen
SchlÃ¼ssigkeit, Ã�berzeugungskraft und Beurteilungsgrundlage, handelt es sich nur
um eine beratende Stellungnahme. Nach diesen Kriterien sind die Stellungnahmen
von T und O nicht als Gutachten zu verstehen. Die Beklagte hat in ihren Schreiben
jeweils bereits kein Gutachten in Auftrag gegeben, sondern ausdrÃ¼cklich eine
beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme angefordert. T hat in seiner 2-seitigen
Stellungnahme vom 15. November 2018 das Vorliegen eines aussagekrÃ¤ftigen
Erstschadensbildes bemÃ¤ngelt und auf die Diagnose Omarthrose hingewiesen, die
schicksalhafter Natur sei. Die Stellungnahme von O vom 25. September 2019 setzt
sich im Wesentlichen mit dem Gutachten von L auseinander und berÃ¤t die
Verwaltung hinsichtlich des weiteren Vorgehens. Dies stellt aber keine
eigenstÃ¤ndige gutachtliche Bewertung der verfahrensentscheidenden Tatsachen
dar.

Damit hat die Beklagte nicht gegen die Pflicht zur Belehrung Ã¼ber das
datenschutzrechtliche Widerspruchsrecht gemÃ¤Ã� Â§ 200 Abs. 2 2. Hs SGB VII
verstoÃ�en, weil weder ein Gutachtenauftrag erteilt bzw. ein Gutachten eingeholt
worden ist, noch Sozialdaten im Sinne des Â§ 76 Abs. 1 SGB X Ã¼bermittelt worden
sind. Ebenso wenig lag ein VerstoÃ� gegen das Auswahlrecht nach Â§ 200 Abs. 2 1.
Hs SGB VII vor. Der geltend gemachte LÃ¶schungsanspruch bzw. ein
Verwertungsverbot bestehen nicht.

Der Aussetzungsantrag des KlÃ¤gers ist abzulehnen. Die Voraussetzungen fÃ¼r
eine Aussetzung nach der allein denkbaren Regelung des Â§ 114 Abs. 2 Satz 1 SGG
sind vorliegend nicht erfÃ¼llt. HÃ¤ngt die Entscheidung des Rechtsstreits ganz oder
zum Teil vom Bestehen oder Nichtbestehen eines RechtsverhÃ¤ltnisses ab, das den
Gegenstand eines anderen anhÃ¤ngigen Rechtsstreits bildet oder von einer
Verwaltungsstelle festzustellen ist, so kann das Gericht anordnen, dass die
Verhandlung bis zur Erledigung des anderen Rechtsstreits oder bis zur Entscheidung
der Verwaltungsstelle auszusetzen sei (Â§ 114 Abs. 2 Satz 1 SGG). Das
RechtsverhÃ¤ltnis muss vorgreiflich sein. Vorgreiflichkeit i.S.d. Â§ 114 Abs. 2 Satz 1
SGG ist nicht nur dann zu bejahen, wenn das angerufene Gericht gehindert ist,
Ã¼ber eine Vorfrage selbst zu entscheiden. Ausreichend ist vielmehr auch ein
tatsÃ¤chlicher Einfluss durch das andere Verfahren. Das (Nicht-)Bestehen eines
RechtsverhÃ¤ltnisses muss fÃ¼r den vorliegenden Rechtsstreit prÃ¤judizielle
Bedeutung haben (Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 16.
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Januar 2018 â�� L 20 SO 467/17 B, juris, Rn. 12). Ausreichend ist dabei auch, dass
das RechtsverhÃ¤ltnis durch eine VerwaltungsbehÃ¶rde festzustellen ist. Eine
derartige Vorgreiflichkeit ist vorliegend nicht erkennbar. Die Beklagte hat mit dem
streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid vom 19. November 2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 8. Oktober 2019Â bereits eine im gerichtlichen
Verfahren durch den Senat Ã¼berprÃ¼fbare Entscheidung zu dem vom KlÃ¤ger
geltend gemachten Anspruch auf Entfernung der beratungsÃ¤rztlichen
Stellungnahmen getroffen. 

Der Beweisantrag, den SachverstÃ¤ndigen D zu laden zwecks Beantwortung der im
Schriftsatz vom 3. August 2022 gestellten Frage, war abzulehnen. Nach stÃ¤ndiger
Rechtsprechung der obersten Bundesgerichte und des Bundesverfassungsgerichts
(vgl. BSG, Beschluss vom 11. Dezember 2019 â�� B 13 R 164/18 B â��, juris)Â hat
der Verfahrensbeteiligte zwar grundsÃ¤tzlich â�� zur GewÃ¤hrleistung des
rechtlichen GehÃ¶rs â�� ein Recht auf Befragung eines SachverstÃ¤ndigen, der ein
(schriftliches) Gutachten erstattet hat (Â§Â§ 116 Satz 2, 118 Abs. 1 SGG i.V.m. Â§Â§
397, 402, 411 Abs. 4 ZPO; Â§ 62 SGG). Nach Â§ 402 ZPO i.V.m. Â§ 397 ZPO sind die
Parteien berechtigt, dem SachverstÃ¤ndigen diejenigen Fragen vorlegen zu lassen,
die sie zur AufklÃ¤rung der Sache fÃ¼r dienlich erachten. Sachdienlichkeit im Sinne
von Â§ 116 Satz 2 SGG ist zu bejahen, wenn sich die Fragen im Rahmen des
Beweisthemas halten und nicht abwegig oder bereits eindeutig beantwortet sind
(vgl. BSG, Beschluss vom 24. Juni 2020 â�� B 9 SB 79/19 B â��, juris). Einen solchen
â��sachdienlichenâ�� KlÃ¤rungsbedarf, der Ã¼ber die erlÃ¤uternde Wiederholung
des Gutachtens und der dort bereits enthaltenen GrÃ¼nde hinausgeht, hat der
KlÃ¤ger in seinem Schriftsatz vom 3. August 2022 aber nicht dargelegt. Der KlÃ¤ger
mÃ¶chte vom SachverstÃ¤ndigen wissen, ob fÃ¼r die Diagnostik der Ruptur und
der degenerativen VorschÃ¤digung der Rotatorenmanschette die
Kernspintomographie angewendet wurde. Aus den AusfÃ¼hrungen des
SachverstÃ¤ndigen D auf Seite 31 seines Gutachtens ergibt sich, dass er seine
Feststellungen unter anderem auf die Auswertung der vorliegendenÂ MRT-
Bildgebung vom 1. August 2018 stÃ¼tzt. Die Magnetresonanztomographie (MRT)
wird auch als Kernspintomographie bezeichnet, so dass die Frage sich aus dem
Gutachten selbst heraus eindeutig beantwortet. 

Der Beweisantrag nach Â§ 106 SGG auf Einholung eines weiteren
SachverstÃ¤ndigengutachtens durch M3 ist abzulehnen. Liegen bereits Gutachten
vor, ist ein Gericht nur dann zu weiteren Beweiserhebungen verpflichtet, wenn die
vorhandenen Gutachten ungenÃ¼gend sind (Â§ 118 Abs. 1 Satz 1 SGG i. V. m. Â§
412 Abs. 1 ZPO), weil sie selbst grobe MÃ¤ngel oder unlÃ¶sbare WidersprÃ¼che
enthalten oder von unzutreffenden sachlichen Voraussetzungen ausgehen oder
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Anlass zu Zweifeln an der Sachkunde des Gutachters geben (vgl. BSG, Beschluss
vom 29. Januar 2018 â�� B 9 V 39/17 B â�� juris, Rn. 12). Derartige GrÃ¼nde hat
der KlÃ¤ger weder aufgezeigt, noch liegen sie objektiv vor.Â Allein die Kritik an den
AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen D reichten insoweit nicht aus. HÃ¤lt das
Gericht eines oder mehrere Gutachten fÃ¼r Ã¼berzeugend, darf es sich diesen
anschlieÃ�en, ohne ein weiteres Gutachten einholen zu mÃ¼ssen. So verhÃ¤lt es
sich vorliegend. Der Senat hat an anderer Stelle bereits dargelegt, dass das
Gutachten des SachverstÃ¤ndigen D Ã¼berzeugend und als
Entscheidungsgrundlage ausreichend ist.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 24.01.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            17 / 17

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%209%20V%2039/17%20B
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

